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Der Sektion „Politiken des Weißseins“ lag
eine genauso interessante wie aktuelle Be-
obachtung zugrunde und zwar die erneu-
te Relevanz, die der Begriff Identität so-
wie die Konflikte über die essentialisierten
Eigenschaften eines behaupteten identitären
Zentrums (west-)europäischer und (nord-)
amerikanischer Gesellschaften im ‚westli-
chen‘ politischen Kommunikationsfeld er-
langen. Identitätspolitik als politische Res-
source von ethnisch, rassisch und/oder ge-
schlechtlich diskriminierten Gruppen – Frau-
en, LGBTQ, Schwarze, People of Color –
und somit traditionell im linken Aktivis-
mus angesiedelt, wird paradigmatisch in der
Rhetorik des neuen US-Präsidenten Donald
Trump vom rechts-konservativen politischen
Spektrum angeeignet. Diese identitäre „Re-
Zentrierung“ – um die Wortwahl der Panellei-
ter/innen wiederzugeben – bestreitet zum ei-
nen gerade jene Prinzipien wie Freiheit, Libe-
ralismus und Pluralismus, die zum Kern des
modernen Selbstverständnisses des Westens
als Träger hegemonialer universeller Werte
gehören. Daraus resultiert zum anderen eine
Markierung bzw. eine Sichtbarmachung und
Partikularisierung wenn man so will, von den
ebenso hegemonialen und bisher eher univer-
salisierten Identitätskategorien der westlich-
kolonialen Moderne wie weiß, männlich, he-
terosexuell. Um ein solches Phänomen zu
untersuchen, hob CLAUDIA KRAFT (Wien)
in ihrer Einführung die Notwendigkeit einer
historischen Perspektivierung hervor, die zu-
mindest bis in die 1980er-Jahre zurückreicht
und die Gesellschaften sowohl auf der einen
als auch an anderen Seite des ehemaligen Ei-
sernen Vorhangs im Betrachtung zieht. Sie
sprach sich somit für eine Überwindung der

temporalen Zäsuren und räumlichen Spaltun-
gen aus, welche die Historiographie aus dem
Kalten Krieg geerbt habe, hin zu einer Kultur-
geschichte, die nach Gemeinsamkeiten, Ver-
flechtungen und Kontinuitäten zwischen ost-
und westeuropäischen bzw. nordatlantischen
soziokulturellen Prozessen vor und nach dem
Wendejahr 1989 suche.

Im ersten Beitrag wies BARBARA LÜTHI
(Köln) auf das koloniale Vermächtnis und auf
die identitäre Funktion hin, die für die ak-
tuelle Kritik an der Identitätspolitik Schwar-
zer und People of Colour seitens konservati-
ver als auch liberal-orientierter Akteure der
Schweizer Öffentlichkeit prägend seien. Die
Schweiz stelle dabei einen besonders interes-
santen Untersuchungsgegenstand dar, da sie
aufgrund des Fehlens von Kolonien selten
als Ort kolonialer Diskurse analysiert wer-
de. Der Vortrag begann deswegen mit der
doppelten Erfahrung von sowohl rassischen
Fremdzuschreibung („Neger“) als auch tota-
ler Unsichtbarkeit schwarzer Existenz („wei-
ße Wildnis“), welche der afroamerikanische
Schriftsteller James Baldwin bei seinem Be-
such in der Schweiz in den 1950er-Jahren er-
lebte.1 In den aktuellen Vorwürfen von Ethno-
Partikularismus und Anpassungsunfähigkeit
an die westlich-pluralistische Gesellschaft, die
Publizisten wie René Scheu an Organisatio-
nen von nicht-weißen (und nicht-männlichen)
Subjekten üben, lasse sich gerade eine feh-
lende Auseinandersetzung mit dem Schwarz-
sein als kolonialer Kategorie der Differenz be-
obachten, was wiederum zu einer Schwei-
zer weißen, hegemonialen Identität beitragen
würde. Um diese Grundthese zu untermau-
ern, formuliert Lüthi drei Argumente. Ers-
tens werde die Präsenz schwarzer Menschen
in der Schweiz erst auf die 1970er-Jahre da-
tiert und durch stereotypisierte Darstellungen
als Entwicklungshilfeempfänger und Asylsu-
chende in der Schweizer Öffentlichkeit ras-
sisch markiert. Zweitens ließen sich diese ste-
reotypisierten Bilder auf koloniale Diskrimi-
nierungsmuster zurückführen, die aber gera-
de ab den 1970er-Jahren durch die Verban-
nung der Kategorie Rasse aus dem öffentli-
chen Diskurs in Vergessenheit gerieten. Diese
Muster seien aber keineswegs verschwunden,

1 James Baldwin, Stranger in a Village. In: Harper´s Ma-
gazine, Oktober 1953.
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sondern lebten fort im Narrativ der Gefahr,
dass die Kulturen der Post-Kolonisierten für
das westliche Prinzip des kulturellen Plura-
lismus darstellen würden. Drittens sei es kein
Zufall, dass die Kritiken gegen die Identitäts-
politik von rassisch oder geschlechtlich mar-
kierten Subjekten immer dann besonders pro-
minent würden, sobald eine neue selbstbe-
wusste Generation solcher Subjekte die poli-
tische und kulturelle Bühne der Schweiz be-
trete. Die Rhetorik um den „post-identitären
Liberalismus“ sei daher als weiße rassische
Identitätspolitik zu verstehen, welche die
erlebte Diskrimination von Schwarzen und
People Of Colour im politischen, kulturel-
len und sozialen Bereich ausblende und das
Weißsein wieder ins Zentrum der Schweizer
Identität rücke.

GABRIELE DIETZE (Berlin) wandte sich ei-
nem weiteren, mächtigen Überlegenheitsdis-
kurs weißer männlichen Identität zu, den sie
als ethnosexistische Konfiguration bezeich-
net. Ethnosexistische Konfigurationen seien
im verbreiteten argumentativen Paradigma
zu erkennen, dass männliche, (post-)koloni-
sierte Subjekte weiße Frauen sexuell miss-
brauchen würden. Solche ethnosexistischen
Konfigurationen würden „Schläfer im kollek-
tiven Gedächtnis“ bilden, die in unterschied-
lichen zeiträumlichen Konstellationen westli-
cher Geschichte aufgetreten seien und immer
wieder geweckt werden könnten. Die Debat-
te infolge der sogenannten Silvesternacht von
Köln 2015/2016 sei dafür mustergültig: Vie-
le Titelseiten aus der deutschen Presseland-
schaft hätten für die bildliche Stilisierung der
beklagten sexuellen Belästigungen systema-
tisch von den Farben Schwarz und Weiß Ge-
brauch gemacht und somit die zwei involvier-
ten Parteien eindeutig ethnisch/rassisch co-
diert. Wie eine solche Codierung als diskur-
siver Dispositiv für die Diskriminierung be-
stimmter sozialen Gruppen – in diesem Fall
junge unverheiratete muslimische Männer –
sowie für die Festigung einer mehrheitsge-
sellschaftlich überlegenen rassischen Identität
– das Weißsein – fungiere, werde durch den
Vergleich mit Massenvergewaltigungen deut-
scher Frauen seitens von Soldaten der alliier-
ten Armeen am Ende des Zweiten Weltkrie-
ges besonders deutlich. Das jahrelange Ver-
schweigen eines dermaßen großen – in An-

betracht von Opferzahlen und Schwere der
Verbrechen – Vorfalls sexueller Gewalt im Ge-
gensatz zur intensiv geführten Debatte um
die Kölner Silvesternacht zeige, dass die Akti-
vierung bzw. Nicht-Aktivierung ethnosexisti-
scher Konfigurationen sich durch asymmetri-
sche Machtverhältnisse zwischen den ‚Opfer-
Identitäten‘ bzw. ‚Täter-Identitäten‘ erklären
lasse.

In ihrem Vortrag über die polnische Identi-
tätspolitik vor und nach dem Wendejahr 1989
rückte CLAUDIA KRAFT (Wien) den Fokus
von Rasse/Ethnie auf Klasse und Geschlecht.
Ausgangspunkt des Vortrags war ein Paralle-
lismus zwischen der aus der Zusammenwir-
kung von ethnischen, kulturellen und religiö-
sen Elementen resultierenden Idee der Poloni-
tät und dem in erster Linie rassisch-codierten
Konzept der whiteness aus den Vereinigten
Staaten: In der aktuellen rechts-konservativen
politischen Rhetorik der beiden Länder sei-
en sowohl Polonität als auch whiteness zu
markierten Identitätskategorien und deswe-
gen auch zum Gegenstand von Konflikten in
der politischen Arena geworden. Die Gene-
se einer solchen Markierung für Polen sei ab
den späten 1970er- bzw. frühen 1980er-Jahren
zu verorten und in Zusammenhang mit der
Entstehung sowie der Umwandlung der „So-
lidarność“ von einer gewerkschaftlichen Mo-
bilisierung um Fragen der politischen Parti-
zipation der Arbeiterklasse hin zu einer von
intellektuellen Eliten hegemonisierten Bewe-
gung um universelle Bürgerrechte zu setzen.
Infolge des Jahres 1989 sei zum einen die vor-
her groß angepreiste Kampfbereitschaft der
polnischen Arbeiter/innen für ihre materiel-
le Sicherung als Überbleibsel des alten Sys-
tems diskreditiert und aus dem hegemonialen
Narrativ des Sieges politischer und ökono-
mischen Freiheit ausgeklammert worden. Die
heutige Re-Zentrierung der Polonität um die
Kategorien ethnischer Herkunft, Konfession
und Kultur sei daher als identitätspolitische
Reaktion zur Marginalisierung der Arbeiter-
klasse aus diesem universalistischen Narra-
tiv zu verstehen. Zum anderen erlebe auch
das weibliche Geschlecht eine analoge Mar-
ginalisierung, die allerdings optimistischere
Schlussfolgerungen erlaube. Auch für Frau-
en habe die Verlagerung des Fokusses auf
die Bürgerrechte nach 1989 keine Einlösung
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des Gleichheitsversprechens gebracht, son-
dern eher eine Verschlechterung materieller
Umstände bei keiner Verbesserung der Selbst-
bestimmungsmöglichkeiten, so unter ande-
rem über den eigenen Körper. Der sogenann-
te „Schwarze Protest“ gegen die Verschärfung
des Abtreibungsgesetzes 2016 lasse allerdings
hoffen, dass es sich in diesem Fall vielmehr
um die Entstehung eines neuen politischen
Subjektes als um einen identitätspolitischen
Backlash handele.

Der US-amerikanische Identitätsentwurf
der whiteness stand im Mittelpunkt des sek-
tionsabschließenden Vortrags von JÜRGEN
MARTSCHUKAT (Erfurt). Mit den verlore-
nen Präsidentenwahlen seien im demokra-
tischen Politikspektrum Stimmen laut ge-
worden, die für eine Abwendung von den
als partikularistisch etikettierten Identitäts-
politiken einzelner diskriminierten Gruppen
zugunsten einer Betonung der gemeinsa-
men demokratischen Grundwerte der US-
amerikanischen Gesellschaft plädierten. Un-
terschiedliche Wissenschaftler/innen antwor-
teten mit dem Hinweis auf die systemati-
sche Ausschließung unterschiedlicher Sub-
jekten aus dieser Wertegemeinschaft gerade
entlang von rassischen, konfessionellen, eth-
nischen und geschlechtlichen Trennungslini-
en. Vielmehr als sie zu hinterfragen, wür-
de der Sieg von Trump daher die Schlüs-
selbedeutung der Identitätskategorie (weiße)
Rasse für die Selbst-Behauptung und Selbst-
Verortung sozialer Gruppen im Zentrum der
US-amerikanischen Gesellschaft deutlich und
besonders sichtbar machen. Der Vortrag ziel-
te darauf, diese These in eine historische Per-
spektive zu stellen und zu zeigen, wie sich
die Identitätspolitik von marginalisierten US-
amerikanischen Subjekten – Schwarzen, Lati-
nos, Frauen oder LGBTQ – historisch als Re-
aktion zu einer hegemonialen Identitätspoli-
tik des Weißseins verstehen lasse. Identitäts-
politik bilde eine Ressource „der Schwächs-
ten“, sie sei aber auch als statusabhängige
Politik ein Instrument der Gesellschaftsord-
nung. Das könne gut daran erkannt wer-
den, dass die identitäre Triade weiß, männ-
lich, Protestant für die Vereinigten Staaten
von Entstehungsbeginn an eine zentrale Rolle
gespielt habe. Sie stellte eine selbstverständli-
che, unmarkierte Identitätskategorie dar, die

allerdings immer Gegenstand von gezielten
politischen Mobilmachungen in jenen histori-
schen Konstellationen gewesen sei, in denen
soziale Ordnung hinterfragt wurde. Parade-
beispiele dafür seien die Entstehung des Ku-
Klux-Klans nach der Abschaffung der Skla-
verei und die Relevanz, welche die WASP-
Identität im Laufe des 19. Jahrhunderts als
Abgrenzungsstrategie von süd- und osteu-
ropäischen Migrant/innen gewann. Vor dem
Hintergrund der Wahl Obamas als erster
schwarzer US-Präsident lasse sich Trumps
Motto „Make America great again“ in die-
ser Traditionslinie weißer hegemonialen Iden-
titätspolitik stellen.

CLAUDIA BRUNS (Berlin) begann ihren
abschließenden Kommentar mit einer Reflexi-
on über Authentizität als Schlüsselbegriff der
Identitätspolitik von marginalisierten Grup-
pen, deren Wahrheits- und Wirklichkeitsan-
spruch die rechte Rhetorik hinterfrage, aber
zugleich für die Sicherung der Hegemonie
des identitären Gesellschaftszentrums aneig-
ne. Die wahrgenommene und diskursiv kon-
struierte Gefahr, die eigene zentrale Positi-
on zu verlieren, und das Selbstverständnis
als Opfer stelle damit die Gemeinsamkeit
zwischen rechter und linker Identitätspolitik
dar, wobei der Unterschied wiederum in der
Zeitlichkeit und in dem „Wirklichkeitsbezug“
liege. Während marginalisierte Gruppen die
Legitimität ihrer identitätspolitischen Strate-
gie aus konkreten Unterlegenheitserfahrun-
gen in der Gegenwart ableiteten, legitimie-
re das weiße hegemoniale Gesellschaftszen-
trum seine politische Mobilisierung durch die
Angst, in der Zukunft unterlegen zu sein.
Das zeige die große Kraft der Gefühle und
des Imaginären in der politischen Arena. Be-
sonders störend wirke dabei für linksorien-
tierte Intellektuelle die strategische Verwen-
dung menschenrechtlicher Argumente seitens
des rechten Spektrums – wie zum Beispiel
die Notwendigkeit des Schutzes von (weißen)
Frauen, (weißen) Homosexuellen oder von
der (westlichen) pluralistischen Gesellschaft
–, um Rechte zu negieren sowie die damit zu-
sammenhängende Ent-Universalisierung und
Nationalisierung dieser Rechte. Die gefühlten
Bedrohungsszenarien vom Untergang westli-
cher Prinzipien (zum Beispiel infolge von Mi-
gration) in bester aufklärerischer Tradition als
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irrational abzutun, sei allerdings nicht wei-
terführend, da die Genese der heute wirken-
den rassischen und kulturellen Diskriminie-
rungsparadigmen gerade in der Aufklärung
gesucht werden solle. Die hegemoniale Macht
des aufklärerischen Europas liege im wider-
sprüchlichen Selbstverständnis, dass die Wer-
te von Freiheit oder Gleichheit zugleich ei-
ne universelle Geltung haben sowie ein euro-
päisches Alleinstellungsmerkmal bilden wür-
den, woraus die Überlegenheit Europas ge-
genüber dem Rest resultiere. Dass die mar-
ginalisierten Gruppen sich ausgerechnet auf
diese Werte berufen, um Anerkennung für ih-
ren Status zu bekommen und dass die Mög-
lichkeit dieses Appels im Namen der glei-
chen Werte aberkannt wird, entblöße die Am-
bivalenz und die diskriminierende Kehrseite
des aufklärerischen Universalismus. Man sol-
le daher dem Plädoyer von Jaques Derridas
über eine „Aufklärung unserer Zeit“2 folgen,
die sich ihrer Ambivalenzen bewusst ist sowie
Universalismus und Differenz in sich verein-
bart.
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2 Jacques Derrida , Das andere Kap. Zwei Essays zu Eu-
ropa, Frankfurt am Main 32003, S. 57f.
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